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Direkte Demokratie in Liechtenstein 

Wilfried Marxer 

Entstehung der direkten Demokratie 

Die direktdemokratischen Volksrechte wurden in Liechtenstein im Zuge einer neuen 

Verfassung im Jahr 1921 formell institutionalisiert. Dies fiel in die Zeit des Über-

gangs von einer stark monarchisch geprägten Staatsform in ein gemischt monar-

chisch-demokratisches politisches System. Den historischen Hintergrund lieferten 

der Zerfall der Donaumonarchie und die Abschaffung der Monarchie in Österreich 

nach dem Ersten Weltkrieg, womit ein starker Referenzpfeiler für die liechtensteini-

schen Monarchen, die traditionell den Wohn- und Herrschaftssitz in Wien und den 

weiteren Ländereien in Österreich, Böhmen und Mähren hatten, wegfiel. Die 

Schwächung der Position des Fürstenhauses war begleitet von einer erstarkenden 

Demokratiebewegung in Liechtenstein, deren zentrale Forderungen insbesondere die 

Zusammensetzung der Regierung aus gebürtigen Liechtensteinern anstelle der Ein-

setzung einer Regierung aus fürstlichen (ausländischen) Beamten, eine außen- und 

wirtschaftspolitische Neuorientierung in Richtung Schweiz anstelle Österreichs, so-

wie stärkere Mitspracherechte des Volkes waren.
 1

 Dies war auch die Zeit der ersten 

Parteigründungen im Jahr 1918.
2
 Die Idee zur Einführung direktdemokratischer 

Rechte war maßgeblich von schweizerischen Vorbildern beeinflusst, wobei insbe-

sondere kantonale Regelungen als Vorlage dienten.
3
  

Ergebnis der innenpolitischen Auseinandersetzung war die Verfassung von 1921, 

welche in Artikel 2 das Fürstentum Liechtenstein als konstitutionelle Erbmonarchie 

auf demokratischer und parlamentarischer Grundlage bezeichnet, wobei die Staats-

gewalt im Fürsten und im Volke verankert ist.
4
 Die Monarchie war also nicht ganz 

abgeschafft worden, die Demokratie nicht vollständig etabliert, sondern eine monar-

chisch-demokratische Mischverfassung – in der Literatur als dualistische Staatsform 

bezeichnet – kreiert worden. Diese Konstruktion hat bis in die Gegenwart Bestand. 

Im Ergebnis zeichnet sich die liechtensteinische Staatsform durch eine Vielzahl 

mit je spezifischen Kompetenzen ausgestatteten Verfassungsorganen aus. In einer 

 

1
 Quaderer-Vogt 1994. 

2
 Michalsky 1990; Quaderer-Vogt 1996. 

3
 Marxer (i.Vorb.). 

4
 Vgl. Wille 1994. 



2 

Volksabstimmung im Jahr 2003 wurden die grundlegenden Kompetenzen des Fürs-

ten und des Fürstenhauses aufgrund einer Volksinitiative, die vom Fürstenhaus 

selbst lanciert worden war, nochmals bekräftigt.
5
 Ohne auf die einzelnen Verfas-

sungsänderungen und Machtverschiebungen im System der Gewaltenteilung in 

Liechtenstein in der Vergangenheit näher einzugehen, soll in diesem Beitrag ledig-

lich der derzeitige verfassungsrechtliche Stand beleuchtet werden. Demnach gilt das 

Prinzip der Teilung der Staatsgewalt zwischen Fürst und Volk.
6
 Auf Seiten des Vol-

kes besteht einerseits ein breiter Katalog an direktdemokratischen Volksrechten, die 

in diesem Beitrag ausführlich beschrieben werden. Andererseits folgt das repräsenta-

tivdemokratische Modell dem Muster der parlamentarischen Demokratie, indem das 

Volk ein Ein-Kammer-Parlament wählt (Landtag), welches wesentlich in der Regie-

rungsbildung beteiligt ist, indem der Landtag einen Vorschlag für eine Regierung 

macht.
7
 Dem Fürsten fällt das Recht zu, die Regierung zu ernennen. Der Fürst ver-

fügt noch über eine Reihe weiterer Kompetenzen. So hat er ebenso wie der Landtag 

das Recht, die Regierung jederzeit und begründungsfrei zu entlassen. Er besitzt ein 

Vetorecht in der Gesetzgebung, er kann den Landtag auflösen und damit Neuwahlen 

erwirken, er hat Notrechtskompetenzen, spielt bei der Einsetzung neuer Richter eine 

zentrale Rolle und er kann Strafverfahren niederschlagen. Insgesamt bedeutet dies 

also eine beträchtliche Machtfülle, die mit der Machtausstattung und dem Rollen-

verständnis der meisten Monarchen in Europa nicht vergleichbar ist. Insofern ist 

nach politikwissenschaftlicher Nomenklatur eher von einem semi-präsidentiellen als 

von einem parlamentarischen System auszugehen, wobei der Fürst funktionell mit 

einem starken Präsidenten vergleichbar ist, dem eine Regierung zur Seite steht.
8
 

Nach dem Vetospieleransatz
9
 weist Liechtenstein eine relativ große Zahl an Veto-

spielern auf, je nach Lesart mindestens den Fürsten, den Landtag und das Elektorat 

insgesamt, in weiterer Perspektive allenfalls auch noch (faktisch) die Regierung und 

(normativ) der Staatsgerichtshof (Verfassungsgericht), welchem die Kompetenz zu-

fällt, über die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen zu urteilen und sie allenfalls au-

ßer Kraft zu setzen. 
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Direktdemokratische Instrumente 

Die liechtensteinische Rechtsordnung eröffnet den Wahlberechtigten eine Vielzahl 

an direktdemokratischen Mitwirkungsmöglichkeiten, wobei wir uns hier allein auf 

die nationale Ebene beschränken und somit die zweite politische Ebene – die Ge-

meindeebene – außer Betracht lassen. Bevor die Verfahren der verschiedenen In-

strumente detailliert beschrieben werden, sollen die einzelnen Volksrechte kurz auf-

gelistet werden.
10

 Auf den Verweis auf die einzelnen Verfassungs- und Gesetzesar-

tikel wird hier verzichtet. Summarisch sei darauf hingewiesen, dass sich die ein-

schlägigen Bestimmungen zum Großteil entweder in der Verfassung von 1921 oder 

im Volksrechtegesetz wiederfinden.
11

 

Initiative 

Die Initiative – beziehungsweise Volksinitiative – ist ein Begehren um Erlass, Ab-

änderung oder Aufhebung eines Gesetzes, wobei dies sowohl die einfache Gesetzes-

stufe wie auch die Verfassung betreffen kann. 

Initiativvorlagen dürfen nicht in Widerspruch mit der Verfassung und bestehen-

den Staatsverträgen stehen. Nach der Anmeldung einer Initiative bei der Regie-

rungskanzlei werden in einem Vorprüfverfahren die formellen und materiellen Vo-

raussetzungen geprüft. Die Regierung kann eine Zulassung aus formellen Mängeln 

ablehnen, beispielsweise wenn die Initianten nicht stimmberechtigt sind. Falls die 

Initiative von der Regierung nicht abgewiesen wird, wird sie mit einem Vorprüfbe-

richt betreffend formeller und materieller Aspekte an den Landtag weitergeleitet, 

welcher seinerseits einer Initiative aus materiellen Gründen die Zulassung verwei-

gern kann. Es geht dabei insbesondere um die Kompatibilität mit Verfassung und 

Staatsverträgen, darunter beispielsweise die Europäische Menschenrechtskonvention 

oder das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum. 

Initiativen können als formulierte oder als nicht-formulierte (einfache) Initiativen 

eingereicht werden. Formulierte Initiativen enthalten einen genauen Wortlaut über 

ein Begehren, während die einfachen Initiativen eine Anregung beinhalten, die im 

Falle einer mehrheitlichen Zustimmung in einer Volksabstimmung vom Landtag 

nachträglich in eine Gesetzes- oder Verfassungsnorm umgesetzt werden müßte. Der 
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Landtag kann eine nicht-formulierte Initiative aber auch ohne Volksabstimmung ab-

lehnen, womit das Verfahren abgeschlossen und ohne weitere Wirkung ist. Im Falle 

von formulierten Initiativen dagegen darf am genauen Wortlaut an keiner Verfah-

rensstelle etwas geändert werden. Werden die notwendigen Unterschriften einge-

reicht, kann der Landtag der Vorlage zustimmen oder sie ablehnen. Lehnt er sie ab, 

folgt zwingend eine Volksabstimmung. Stimmt er der Initiativvorlage zu, steht es 

ihm frei, hierüber noch eine Volksabstimmung anzuordnen oder nicht. 

Die Initianten können ihr Begehren mit einer Rückzugsklausel versehen. Dies be-

deutet, dass die Initianten in jedem Stadium des weiteren Verfahrens bis spätestens 

dem Zeitpunkt der Festlegung des Abstimmungstermins ihre Initiative zurückziehen 

können. 

Dem Landtag steht das Recht zu, einen Gegenvorschlag zu einer Volksinitiative 

an der gleichen Abstimmung vorzulegen. Ein Gegenvorschlag auf Gesetzesstufe be-

nötigt eine einfache Mehrheit im Parlament. Auf Verfassungsstufe ist Einstimmig-

keit an einer Sitzung oder Beschlüsse mit Dreiviertelmehrheit an zwei aufeinander 

folgenden Sitzungen notwendig. 

Referendum 

Das Referendum bezeichnet ein Begehren um eine Volksabstimmung über einen 

Beschluss des Landtages, wobei dies Beschlüsse betreffend Gesetze oder Verfas-

sung sein können, ebenso Finanzbeschlüsse sowie Beschlüsse über Staatsverträge. 

Finanzbeschlüsse des Landtages unterstehen dem Referendum erst ab einer Ausga-

benhöhe von einmalig 300’000 Schweizer Franken oder von wiederkehrenden Aus-

gaben von jährlich 150’000 Franken. 

Landtagsbegehren 

Zu einer Volksabstimmung kann es auch kommen, wenn der Landtag eine solche 

mit Mehrheitsbeschluss anordnet. Bedingung ist, dass der Landtag einer Abstim-

mungsvorlage selbst mit dem erforderlichen Mehr zugestimmt hat. Er kann Geset-

zes- und Verfassungsbeschlüsse ebenso einer Volksabstimmung zuführen wie Fi-

nanzbeschlüsse oder Beschlüsse zu Staatsverträgen. Ferner steht dem Landtag das 

Recht zu, zu Volksinitiativen einen eigenen Gegenvorschlag zu unterbreiten. 

Schließlich kann der Landtag auch Konsultativabstimmungen anordnen. 
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Weitere Volksbegehren 

Dem Volk steht seit der Verfassung von 1921 das Recht zu, den Landtag einzuberu-

fen oder ihn aufzulösen und damit Neuwahlen auszulösen. Dieses Recht wurde bis-

her allerdings noch nie in Anspruch genommen. 

Im Jahr 2003 wurden noch weitere Volksrechte in die Verfassung eingeführt, die 

bisher ebenfalls noch keine Praxis ausgelöst haben. Es handelt sich um das Miss-

trauensvotum gegen den Landesfürsten, die Abschaffung der Monarchie und die 

Mitwirkung bei der Bestellung neuer Richter. 

Beim Misstrauensvotum gegen den Landesfürsten handelt es sich um ein spezifi-

sches Volksbegehren, welches in eine Volksabstimmung mündet. Stimmt die Mehr-

heit dem Misstrauensvotum zu, geht dieses zur Entscheidung an das Fürstenhaus. 

Die stimmberechtigten Mitglieder des Fürstenhauses unter Ausschluss des Fürsten 

entscheiden sodann über das Misstrauensvotum. Sie können dieses zurückweisen 

oder sie können Maßnahmen gegen den Fürsten ergreifen bis hin zu seiner Abset-

zung. Am Falle einer Zurückweisung des Misstrauensbegehrens ist das Verfahren 

abgeschlossen. 

Das Verfahren zur Abschaffung der Monarchie beginnt ebenfalls mit einem 

Volksbegehren. Falls die Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen für die Ab-

schaffung der Monarchie votiert, ist der Landtag aufgefordert, eine republikanische 

Verfassungsvorlage auszuarbeiten. In einer weiteren Volksabstimmung wird sodann 

alternativ über die bestehende Verfassung und die republikanische Verfassung abge-

stimmt, allenfalls auch noch über einen weiteren Vorschlag des Fürstenhauses. Falls 

die republikanische Vorlage die Mehrheit findet, ist die Monarchie abgeschafft, oh-

ne dass der Fürst von einem Vetorecht Gebrauch machen könnte. 

Schließlich noch zur Richterbestellung. Das Normalverfahren sieht vor, dass ein 

gemischtes Gremium neue Richter vorschlägt, während der Landtag diese Richter 

ernennt. Dem Gremium gehören Mitglieder der Landtagsfraktionen, der Justizminis-

ter, der Landesfürst sowie vom Fürsten ernannte Mitglieder in gleicher Zahl wie die 

Mitglieder aus dem Landtag an. Der Fürst führt den Vorsitz, hat den Stichentscheid 

und ein Vetorecht. Ohne seine Zustimmung kann also kein Richtervorschlag an den 

Landtag ergehen. Falls der Landtag dem Richtervorschlag nicht zustimmt, muss er 

einen Gegenkandidaten vorschlagen. Vorschlag und Gegenvorschlag werden sodann 

einer Volksabstimmung vorgelegt, wobei mittels Volksbegehren noch weitere No-

minationen erfolgen können. Der Entscheid des Volkes ist endgültig. 
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Verfahrensregeln bei direktdemokratischen Entscheiden 

In diesem Beitrag können nur die wesentlichsten Aspekte zu den Verfahrensregeln 

gestreift werden. Für eine ausführlichere Beschreibung und Kommentierung muss 

auf weiterführende Literatur verwiesen werden.
12

 

Sammelbegehren und Gemeindebegehren 

Wenn bisher von Volksbegehren die Rede war, sind damit zwei Wege des Zustan-

dekommens gemeint: das Sammelbegehren und das Gemeindebegehren. Unter 

Sammelbegehren wird eine landesweite Unterschriftensammlung zur Unterstützung 

einer Initiative oder eines Referendums verstanden. Diese landesweite Unterschrif-

tensammlung kann ersetzt werden durch den übereinstimmenden Beschluss mehre-

rer Gemeindeversammlungen. Da je nach Sachverhalt 1'000 oder 1‘500 Unterschrif-

ten notwendig sind, variiert die Zahl entsprechender Gemeindebeschlüsse ebenfalls 

zwischen drei oder vier aller elf Gemeinden. Konkret müsste in jeder der erforderli-

chen Gemeinden eine Gemeindevolksabstimmung durchgeführt werden, welche 

entweder von den Gemeindebehörden angeordnet wird oder aufgrund eines Sam-

melbegehrens in den betreffenden Gemeinden zustande kommt. Bis dato hat es al-

lerdings noch keine landesweite Volksabstimmung aufgrund eines Gemeindebegeh-

rens gegeben. 

Unterschriftenzahl und Unterschriftensammlung 

Die notwendige Unterschriftenzahl für Initiativen und Referenden beträgt je nach 

Sachverhalt 1‘000 oder 1‘500. Bezogen auf die Gesamtzahl an Stimmberechtigten 

von rund 18‘500 sind dies 5,4 beziehungsweise 8,1 Prozent der Stimmberechtigten. 

Dies erscheint als ein relativ hohes Unterschriftenquorum, stellt aber aufgrund der 

sozial und geographisch kleinräumigen Verhältnisse Liechtensteins kein besonders 

starkes Hindernis dar. Falls ein Anliegen populär genug ist, lassen sich die notwen-

digen Unterschriften sammeln. Umgekehrt hätte eine Abstimmung vermutlich wenig 

Aussicht auf Erfolg, wenn bereits die Unterschriftensammlung schwierig wäre. Die 

Abstimmungsgeschichte zeigt, dass selbst von Einzelpersonen lancierte Initiativen 

und Referenden erfolgreich waren. 
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1‘000 Unterschriften sind erforderlich bei Gesetzesinitiativen, bei Referenden ge-

gen Gesetzes- und Finanzbeschlüsse des Landtages und für eine Einberufung des 

Landtages. 1‘500 Unterschriften sind erforderlich bei Verfassungsinitiativen, bei Re-

ferenden gegen Staatsverträge, beim Misstrauensvotum gegen den Landesfürsten, 

beim Verfahren zur Abschaffung der Monarchie sowie für eine Abstimmung über 

die Auflösung des Landtages. 

Die Unterschriftensammlung erfolgt auf Papiervorlagen, die von den Initianten 

selbst entworfen werden. Es gibt keine amtlichen Formulare, allerdings müssen ei-

nige Formalien eingehalten werden. So muss das Begehren auf dem Unterschriften-

bogen ersichtlich sein, im Falle einer formulierten Initiative auch der Wortlaut des 

Begehrens, ferner müssen Name und Adresse der Unterstützer, das Datum der Un-

terschrift sowie die Unterschrift des Stimmberechtigten auf dem Unterschriftenbo-

gen vorhanden sein. Für jede Gemeinde sind separate Unterschriftenbogen zu ver-

wenden. Ein Bogen kann von einem oder von mehreren Stimmberechtigten unter-

zeichnet werden. 

Die Unterschrift kann überall erfolgen, sodass die Initianten von Haustür zu 

Haustür gehen können, auf privaten oder öffentlichen Plätzen, in Einkaufszentren, 

im Privaten, am Arbeitsplatz usw. Unterschriften sammeln können. 

Bevor die Unterschriften bei der Regierungskanzlei eingereicht werden, müssen 

sie in den betreffenden Gemeinden validiert werden. Die Gemeindekanzlei oder der 

Gemeindevorsteher kontrollieren die Unterschriftenbogen, eliminieren doppelt ge-

leistete Unterschriften, streichen ungültige, können auch Unterschriften kontrollie-

ren etc. Nur von den Gemeindebehörden validierte Unterschriften werden bei der 

Einreichung eines Begehrens als gültige Unterschriften akzeptiert. 

Abstimmungsverfahren und Stimmenauszählung 

Bei Volksabstimmungen bestehen weder ein Teilnahmequorum noch ein Zustim-

mungsquorum noch andere Vorgaben wie beispielsweise ein Zustimmungsquorum 

von Gemeinden oder Wahlkreisen. Es gilt die einfache Mehrheitsregel aller gültig 

abgegebenen Stimmen. Leere und ungültige Stimmzettel werden ausgezählt und in 

den Abstimmungsresultaten festgehalten, spielen aber bei der Ermittlung der Mehr-

heit keine Rolle. Für eine Zustimmung bedarf es der Mehrheit aller gültig abgegebe-

nen Stimmen, womit bei Stimmengleichheit eine Vorlage als abgelehnt gilt. 

Liegt mehr als eine Vorlage zum gleichen Sachverhalt an der gleichen Abstim-

mung vor, wird nach dem Prinzip des doppelten oder mehrfachen Ja abgestimmt. 

Dies kann vorkommen, wenn beispielsweise parallel zwei Volksinitiativen zum 

gleichen Sachverhalt lanciert werden oder wenn der Landtag einen Gegenvorschlag 

zu einer Initiative einbringt. Der offizielle Stimmzettel enthält dann die Frage, ob 

man Vorlage A zustimmen will oder nicht, ebenso zu Vorlage B, schließlich noch 

die Frage, ob man Vorlage A oder Vorlage B den Vorzug geben würde, falls man zu 

beiden Ja sagt und beide mehr als 50 Prozent Zustimmung erhalten. Im ersten Aus-
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zählverfahren wird das Ergebnis der einzelnen Vorlagen ermittelt, also die jeweilige 

Summe an Ja- und Nein-Stimmen sowie an leeren und ungültigen Stimmzetteln. 

Falls beide Vorlagen mehr Ja- als Nein-Stimmen aufweisen, kommt die Stichfrage 

zum Zuge. Die Ja-Stimmen werden dann jeweils nur noch derjenigen Vorlage zuge-

rechnet, die in der Vorzugsfrage den Zuschlag erhalten hat. Diejenige Vorlage mit 

der höheren Zahl an Ja-Stimmen gilt als angenommen. 

Abbildung 1: Stimmzettel für eine Vorlage und für zwei Vorlagen 

  

Urnen- und Briefabstimmung 

Die Beteiligung an der Abstimmung kann im Wahllokal als Urnenabstimmung oder 

mittels Briefwahl erfolgen. Die offiziellen Abstimmungsunterlagen enthalten bereits 

alle notwendigen Dokumente, die sowohl eine Urnenabstimmung wie auch eine 

Briefwahl ermöglichen. Seit der Einführung der Briefwahl für alle im Jahr 2004 ist 

der Anteil derjenigen, die sich nicht mehr persönlich ins Wahllokal begeben, rasch 

angestiegen und beträgt inzwischen rund 90 Prozent. 
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Abbildung 2: Stimmkarte für briefliche Abstimmung 

 

Abstimmungsbeschwerden 

Grundsätzlich bestehen während direktdemokratischer Verfahren vielfältige Mög-

lichkeiten der Beschwerde beim Staatsgerichtshof als Verfassungs- und Wahlge-

richtshof. Aufgrund der geringen Zahl an Abstimmungsbeschwerden sind allerdings 

nicht alle Möglichkeiten judiziert, sodass nicht immer zweifelsfrei feststeht, ob eine 

Beschwerde in einem bestimmten Fall möglich ist, welche Voraussetzungen gege-

ben sein müssen und welcher Kreis beschwerdeberechtigt ist. Der Staatsgerichtshof 

könnte im Beschwerdefall jedenfalls über die Zulassung oder Ablehnung von Initia-

tiven, Unregelmäßigkeiten im Zuge von Unterschriftensammlung und –validierung, 

Vorfälle im Verlauf von Abstimmungskampagnen oder Beschwerden zum Abstim-

mungsvorgang selbst urteilen. Im Extremfall könnte der Staatsgerichtshof eine Ab-

stimmung für ungültig erklären und allenfalls eine Wiederholung einer Abstimmung 

anordnen. Nach erfolgter Zustimmung zu einer Vorlage besteht weiterhin die Mög-

lichkeit, im Betroffenheitsfall eine Nichtigkeitsklage beim Staatsgerichtshof einzu-

bringen, sodass auch nach Inkrafttreten einer Vorlage diese wieder außer Kraft ge-

setzt werden könnte. 
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Verbindlichkeit 

Die Ablehnung von Vorlagen bei Volksabstimmungen ist verbindlich. Dies betrifft 

sowohl Initiativvorlagen, als auch Referenden gegen Landtagsbeschlüsse oder Land-

tagsvorlagen. Wenn sie keine Mehrheit in einer Volksabstimmung finden, sind sie 

definitiv abgelehnt. 

Eine mehrheitliche Zustimmung zu Vorlagen ist für den Landtag bindend. Bei 

Referenden und Landtagsvorlagen ist dies selbstredend, da die Vorlagen ohnehin im 

Landtag bereits die notwendige Mehrheit gefunden haben. Es geht also nur noch da-

rum, dass auch das Stimmvolk den Vorlagen zustimmt. Anders sieht es bei Initiativ-

vorlagen aus, die meist im Landtag abgelehnt werden. Wenn aber in einer Volksab-

stimmung einer Vorlage mehrheitlich zugestimmt wird, kann der Landtag daran 

nichts mehr ändern. In jedem Fall ist aber bei Gesetzes- und Verfassungsbeschlüssen 

die Sanktion des Fürsten einzuholen, egal ob es sich um Vorlagen aufgrund eines 

Referendums, eines Landtagsbegehrens oder einer Volksinitiative handelt. 

Sanktionierung durch den Fürsten 

Bis auf die erwähnten Ausnahmen bei der Richterbestellung und im Verfahren zur 

Abschaffung der Monarchie ist wie erwähnt in jedem Fall die Sanktionierung durch 

den Fürsten erforderlich, ehe die Zustimmung des Volkes zu einer Gesetzes- oder 

Verfassungsänderung in Kraft treten kann. Falls eine Vorlage abgelehnt wird, erüb-

rigt sich eine Stellungnahme des Landesfürsten. Erfolgt die Sanktionierung durch 

den Fürsten nicht innerhalb von sechs Monaten, gilt der zustimmende Beschluss des 

Volkes ohne weitere Begründung als abgelehnt. Die Ablehnung ist endgültig und 

nicht überstimmbar, weder durch einen Beschluss des Landtages noch durch einen 

Beschluss in einer Volksabstimmung. Bis in die Gegenwart liegt erst ein Fall vor, in 

welchem der Fürst die Sanktion verweigert hat. Es handelt sich um einen Volksent-

scheid aus dem Jahr 1961 zu einem neuen Jagdgesetz, welches auch bei den Regie-

rungsparteien umstritten war. In der Folge verabschiedete der Landtag eine modifi-

zierte Vorlage, welche ohne Referendum und ohne Volksabstimmung bereits kurz 

danach in Kraft treten konnte. 

Sperrfrist 

Zu spezifischen Inhalten einer Vorlage, über welche eine Volksabstimmung durch-

geführt wurde, kann innerhalb von zwei Jahren keine weitere Volksinitiative ergrif-

fen werden. 



11 

Direkte Demokratie in der Praxis 

Häufigkeit 

Die bisher in der Praxis eingesetzten Verfahren der direkten Demokratie sind das 

Landtagsbegehren, die Volksinitiative und das Referendum. Die Häufigkeit nimmt 

in dieser Reihenfolge ab. Zwischen 1919 und 2010 gab es insgesamt exakt 100 Vor-

lagen, wobei über 98 eine Volksabstimmung erfolgte.
13

 Im einzigen Fall einer nicht-

formulierten Initiative betreffend die Pensionskassenregelung für Verwaltungsange-

stellte im Jahr 2008 lehnte der Landtag das Begehren ohne Volksabstimmung ab, 

womit es erledigt war. In einem anderen Fall – Lockerung des Rauchverbots in der 

Gastronomie im Jahr 2008 – unterstützte der Landtag eine formulierte Initiative, oh-

ne eine Volksabstimmung anzuordnen. Allerdings wurde gegen diesen nunmehr als 

Landtagsbeschluss zu behandelnden Akt das Referendum ergriffen, sodass es doch 

noch zu einer Volksabstimmung kam, in welcher die Initiativvorlage beziehungs-

weise der Landtagsbeschluss knapp angenommen wurde. 

Der Beginn der Abstimmungsgeschichte 1919 zeigt, dass bereits vor Inkrafttreten 

der Verfassung von 1921 Volksabstimmungen durchgeführt wurden, ohne dass da-

mals bereits eine entsprechende Rechtslage bestanden hätte. Dies ist Ausdruck der 

damals stark aufflammenden Demokratiebewegung, die die Behörden zu verschie-

denen Volksbefragungen animierte. 

Von den bisher 100 Vorlagen waren 42 Landtagsbegehren (davon sechs als Ge-

genvorschläge zu Volksinitiativen), 34 waren Volksinitiativen, 24 Referenden. 

Zeitlicher Ablauf 

Die Fristen für die klassischen direktdemokratischen Instrumente – Initiative und 

Referendum – sind in Liechtenstein sehr eng bemessen. Im Falle des Referendums 

erfolgt die öffentliche Ausschreibung zum Referendum unmittelbar nach dem Land-

tagsbeschluss in den Landeszeitungen, welche als amtliche Publikationsorgane die-

nen. Die Frist für die Einreichung der erforderlichen und validierten Unterschriften 

beträgt 30 Tage. Innerhalb von weiteren drei Monaten erfolgt bereits die Volksab-

stimmung. 

Bei Initiativen ist die Frist etwas länger. Nach der Anmeldung der Initiative er-

folgt die Vorprüfung durch die Regierung, allenfalls ergänzt durch ein angefordertes 

Gutachten des Staatsgerichtshofes. In der Regel dauert es jedoch nur wenige Tage 

 

13
 Ausführlich bei Marxer (i.Vorb.). 
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oder Wochen, bis die Vorlage mit dem Vorprüfbericht beim Landtag eintrifft. Dort 

ist die Vorlage in der folgenden Sitzung zu behandeln, sodass von der Anmeldung 

bis zur Zulassungsdebatte im Landtag in der Regel nicht mehr als drei Monate ver-

streichen. Nach der Zulassung durch den Landtag erfolgt die Kundmachung in den 

Landeszeitungen, womit die Unterschriftensammlung beginnen kann. Die Frist für 

die Unterschriftensammlung bis zur Einreichung der validierten Unterschriften be-

trägt sechs Wochen. Bereits in der darauffolgenden Sitzung muss der Landtag ent-

scheiden, ob er der Initiative zustimmen will oder nicht. Falls er zustimmt, muss 

keine Volksabstimmung erfolgen und die Initiativvorlage ist angenommen. Tech-

nisch gesehen ist die Vorlage damit zu einem Landtagsbeschluss mutiert, gegen 

welchen wiederum das Referendum möglich ist. Der Landtag kann aber der Vorlage 

auch zustimmen und sie trotzdem einer Volksabstimmung zuführen. Falls er die 

Vorlage ablehnt, ist eine Abstimmung zwingend. Diese erfolgt innerhalb von drei 

Monaten nach der Landtagsentscheidung. Die Frist von der Anmeldung einer Initia-

tive bis zur Abstimmung beträgt daher insgesamt bei Abstimmungen der letzten 

zehn Jahre rund fünf bis acht Monate. 
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Tabelle 1: Fristen und Schritte bis zum erfolgreichen Ende von Volksabstimmungen 

 Volksinitiative Referendum Landtagsbegehren 

Anmeldung bei Regier-

ungskanzlei 

  

Vorprüfung durch 

Regierung und Be-

richt an Landtag 

innerhalb von Tagen 

oder Wochen 

  

Zulassung durch 

Landtag 

an der nächsten 

Sitzung 

  

Publikation und 

Beginn Unterschrif-

ten-sammlung 

unmittelbar nach der 

Zulassung durch den 

Landtag 

Ausschreibung von 

Landtagsbeschlüssen 

zum Referendum 

unmittelbar nach der 

Landtagssitzung 

 

Einreichung der 

validierten Unter-

schriften 

sechs Wochen 

Sammelfrist 

30 Tage Sammelfrist 

(ohne vorherige An-

meldung) 

 

Bericht der Regie-

rung an den Land-

tag 

innerhalb weniger 

Tage 

   

Landtagsdebatte 

- Zustimmung oder 

Ablehnung 

- Zustimmung allen-

falls ohne Volksab-

stimmung 

- bei Ablehnung 

allenfalls Gegen-

vorschlag 

an der nächsten 

Landtagssitzung 

  Landtagsbeschluss 

(Gesetz, Verfassung, 

Finanzbeschluss, 

Staatsvertrag) und 

Anordnung einer 

Volksabstimmung 

mit Mehrheitsbe-

schluss des Landta-

ges 

Volksabstimmung innerhalb von drei 

Monaten 

innerhalb von drei 

Monaten 

innerhalb von drei 

Monaten 

Sanktionierung 

durch Landes-

fürsten 

innerhalb von sechs 

Monaten 

innerhalb von sechs 

Monaten 

innerhalb von sechs 

Monaten 

Inkrafttreten nach Publikation 

und Kundmachung 

nach Publikation und 

Kundmachung 

nach Publikation und 

Kundmachung 

 



14 

Abstimmungskampagnen 

Abstimmungskampagnen werden aufgrund des engen zeitlichen Rahmens in kon-

zentrierter Form geführt. Es gibt keine finanzielle staatliche Unterstützung für Initi-

anten, weshalb es eine Frage der verfügbaren Ressourcen, der involvierten Akteure 

und der Bedeutung der Thematik ist, wie kostenintensiv eine Kampagne durchge-

führt werden kann. Bei manchen Abstimmungen beschränkt sich die öffentliche 

Kampagne auf ein paar Leserbriefe in den Zeitungen, allenfalls noch begleitet von 

einigen redaktionellen Beiträgen oder Interviews in den Landeszeitungen.
14

 Falls 

genügend Ressourcen zur Verfügung stehen, werden im Zuge der Abstimmungs-

kampagne Inserate in den Zeitungen platziert, Hauswurfsendungen per Post ver-

schickt, Veranstaltungen durchgeführt oder sogar Werbeplakate aufgestellt. Hinzu 

kommt die öffentliche Berichterstattung in den Zeitungen und anderen Medien, so 

beispielsweise Radio Liechtenstein. In seltenen Fällen wird auch der staatliche Fern-

sehkanal, in welchem normalerweise nur Videotext-Tafeln mit staatlichen Informa-

tionen gesendet werden, für kontroverse Diskussionssendungen im Vorfeld von Ab-

stimmungen aktiviert. 

Die bisher aufwendigsten Abstimmungskampagnen wurden 1992 zur Abstim-

mung über das Abkommen zum Europäischen Wirtschaftsraum EWR sowie im Jahr 

2003 zur Revision der Verfassung geführt. Beide Vorlagen wurden in der Öffent-

lichkeit breit kommuniziert und es wurde ihnen sehr große Bedeutung beigemessen. 

Beim EWR-Abkommen ging es um eine engere wirtschaftliche Kooperation zwi-

schen der Europäischen Union und den EFTA-Staaten, darunter Liechtenstein. Da-

bei ging in Liechtenstein ein Riss quer durch die Wirtschaft, wobei die Exportin-

dustrie einen Beitritt befürwortete, Teile des Gewerbes und des Finanzdienstleis-

tungssektors hingegen große Nachteile befürchteten. Der Fürst setzte sich aktiv für 

den EWR-Beitritt ein. Die Abstimmung, die aufgrund eines Landtagsbeschlusses 

angeordnet wurde, endete mit einer knappen Zustimmung zum EWR-Beitritt. In der 

Verfassungsabstimmung von 2003 ging es um fundamentale Abänderungen von 

Verfassungsbestimmungen, die die Rolle und Kompetenzen verschiedener Staatsor-

gane betrafen. Der Ursprung lag in einer Volksinitiative, die vom Fürsten und dem 

Thronfolger lanciert worden war. Die Initiative bekräftigte die starke Stellung des 

Monarchen im Staatswesen und wollte eine Reihe zusätzlicher Neuerungen einfüh-

 

14
 Die beiden Landeszeitungen sind als Parteizeitungen für jeweils eine der beiden dominierenden 

christdemokratischen Volksparteien keine objektiven Berichterstatter. Dennoch erfüllen sie ge-

wisse Informationsfunktionen, insbesondere da sie für Forumsbeiträge und Leserbriefe offen sind 

und zudem vom Publikum meist parallel gelesen werden. Dadurch sowie infolge der kleinräumi-

gen Verhältnisse mit einem hohen Stellenwert interpersoneller Kommunikation relativiert sich 

die Manipulationskraft der Medien. Vgl. Marxer 2004a, 2004b; Marcinkowski/Marxer 2006, 

2010. 
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ren. Darunter fielen insbesondere Bestimmungen zur Entlassung der Regierung, zur 

Bestellung neuer Richter, zu den Kompetenzen des Staatsgerichtshofes, zum Selbst-

bestimmungsrecht der Gemeinden, zum Misstrauensvotum gegen den Fürsten und 

zu einem geregelten Verfahren zur allfälligen Abschaffung der Monarchie. Eine pa-

rallel gestartete Volksinitiative engagierter Bürgerinnen und Bürger zielte auf eine 

Begrenzung der monarchischen Kompetenzen ab. Die Initiative des Fürstenhauses 

wurde mit fast zwei Dritteln Zustimmung angenommen, während die Konkurrenz-

initiative deutlich scheiterte.
15

 

Unabhängig von der wahrgenommenen Bedeutung einer Abstimmung wird den 

Stimmberechtigten jeweils mit den offiziellen Abstimmungsunterlagen ein Informa-

tionsblatt zugestellt, in welchem über die bevorstehende Abstimmung informiert, die 

zentralen Inhalte der Vorlage oder der Vorlagen erläutert werden, allenfalls auch 

Empfehlungen des Landtages oder der Regierung zur Abstimmung abgegeben wer-

den. In dieser Abstimmungsbroschüre wird auch jeweils den Initianten eines Begeh-

rens Platz für eine Stellungnahme eingeräumt, in der sie ihre ablehnenden oder be-

fürwortenden Argumente einschließlich ihrer Abstimmungsempfehlung vorbringen 

können.  

 

15
 Ausführlich bei Marcinkowski/Marxer 2010. 
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Abbildung 3: Offizielles Informationsblatt zu einer Abstimmung 
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Wirkung 

Die Zustimmungsrate variiert je nach Instrument leicht. Die höchste Zustimmung 

finden Landtagsvorlagen (52 Prozent). Rund die Hälfte der im Landtag verabschie-

deten und vom Landtag einer Volksabstimmung zugeführten Vorlagen wird ange-

nommen. Falls gegen einen Landtagsbeschluss ein Referendum ergriffen wird, ist 

die Zustimmung geringer, nämlich 42 Prozent. Das Engagement von Bürgern oder 

Interessengruppen gegen einen Landtagsbeschluss ist daher von beträchtlichem Er-

folg gekrönt, weshalb das Referendum auch die Wirkung einer Notbremse entfaltet. 

Die Zustimmung zu Initiativvorlagen ist zwar mit 38 Prozent etwas geringer, aber 

gerade im Vergleich zum Musterfall der direkten Demokratie, der Schweiz, ist die 

Zustimmungsquote trotzdem sehr hoch. In der Schweiz weist nur ein geringer Anteil 

aller Initiativen unmittelbaren Erfolg auf, sodass dort Initiativen vor allem das Ziel 

verfolgen, Aufmerksamkeit auf ein Thema zu lenken, eine öffentliche Debatte zu 

initiieren oder schlicht eine Profilierung der eigenen Partei oder Interessengruppe zu 

bewirken. Demgegenüber werden in Liechtenstein Volksinitiativen mit dem erklär-

ten Ziel des unmittelbaren Erfolges an der Urne ergriffen.
16

 

Tabelle 2: Zahl und Erfolg bei Volksabstimmungen nach Instrument (1919 bis 2010) 

 Landtags-

begehren 

Volks-

initiative 

Referendum Total 

Total 42 34 24 100 

Angenommene Vor-

lagen (Zahl) 

22 13 10 45 

Angenommene Vor-

lagen (Prozent) 

52 % 38 % 42 % 45 % 

 

Ein Vergleich der Anzahl von nationalen Volksabstimmungen in der Schweiz und in 

Liechtenstein weist auf einen anderen Umstand hin. Während in der Schweiz jähr-

lich über mehr als zehn nationale Vorlagen abgestimmt wird, sind es in Liechten-

stein nur rund eine Vorlage pro Jahr – ein Großteil davon Landtagsvorlagen. Das 

bedeutet, dass die aktive Nutzung der direktdemokratischen Instrumente zurückhal-

tend erfolgt und ein gewisses Maß an Druck, Emotion und Engagement erforderlich 

ist, bevor eine Initiative oder ein Referendum ergriffen werden. Dies erklärt die ins-

gesamt besseren Erfolgsaussichten direktdemokratischer Verfahren in Liechtenstein. 

 

16
 Marxer/Pállinger 2006, 2007, 2009. 
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Trotz der vergleichsweise bescheidenen Zahl an Volksabstimmungen in Liech-

tenstein sind diese dennoch nicht ohne Wirkung. Einerseits wird rund die Hälfte der 

Vorlagen unmittelbar angenommen, die andere Hälfte abgelehnt. Abgesehen vom 

Sanktionserfordernis des Fürsten sind die entsprechenden Entscheidungen des Vol-

kes verbindlich. Der Ausgang einer Abstimmung ist aufgrund dieser ausgeglichenen 

Verteilung also weitgehend offen, sodass alle politischen Akteure in ihrem politi-

schen Auftritt die Existenz und Unkalkulierbarkeit der Volksrechte berücksichtigen 

müssen. Entscheidungen des Landtages werden mit Blick auf die Akzeptanz durch 

das Volk getroffen, sodass insgesamt eine konsens- und mitteorientierte Wirkung 

von den direkten Volksrechten ausgeht.
17

 Mittelbare Folge der direkten Volksrechte 

ist ein breites Vernehmlassungsverfahren im Gesetzgebungsprozess. Das heißt, dass 

die Regierung neue Gesetzesvorlagen an betroffene und interessierte Kreise – Par-

teien, Gemeinden, Interessengruppen – mit der Aufforderung zur Stellungnahme 

schickt. Das Echo wird in den Gesetzesentwurf eingearbeitet und geht in der Regel 

erst in dieser modifizierten Form zur weiteren Beratung an den Landtag. Dies soll 

dazu beitragen, dass Beschlüsse des Landtages nicht der Prüfung eines Referendums 

ausgesetzt werden. Auch die Initiative entfaltet eine Wirkung, kann sie doch Blo-

ckaden im Landtag aufbrechen, den Minderheiten im Landtag zusätzlichen gesetz-

geberischen Spielraum auf dem Umweg einer Volksabstimmung verschaffen, aber 

auch Untätigkeit des Landtages in relevanten Fragen entlarven und einer Lösung zu-

führen. Dieser Ausweg wird vielfach von den Parteien gewählt, die im Parlament 

nicht über die notwendige Mehrheit verfügen und daher mit Unterstützung der 

Volksmehrheit ein politisches Ziel erreichen wollen. Der gleiche Grund lag auch bei 

der Volksinitiative vor, die vom Fürstenhaus ergriffen wurde und 2003 zur Abstim-

mung gelangte. Von allen 34 bisherigen Initiativen wurden sechzehn von Parteien 

ergriffen, eine vom Fürstenhaus, zehn von einem Initiativkomitee und sieben von 

einem oder mehreren Individuen. 

 

17
 Vgl. entsprechend Vatter 2000, Linder 2002, 2005 für die Schweiz. 
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Abbildung 4: Initianten von Volksinitiativen, 1921-2010 

 

 

Themen 

Die Themenbereiche von Volksabstimmungen haben sich im Verlauf der Zeit deut-

lich verschoben. Zwar spielten in allen drei in der Tabelle ausgewiesenen Perioden 

Abstimmungen über das Wahlrecht und Wahlsystem bis hin zur Wahlberechtigung – 

einschließlich Fragen der Mandatszahl im Landtag, Frauenstimmrecht, Wahlrechts-

alter und ähnliches – eine bedeutende Rolle. Daneben aber hat sich die Themenlage 

von stärker materiell ausgerichteten Fragestellungen (Abgaben, Steuern, Wirtschaft 

und Gewerbe, Soziales) in Richtung bürgerrechtlicher Fragen (Ausländer, 

Genderthemen), politischer Rechte, Kontrollinstrumente im politischen System, Na-

tur und Umwelt sowie Kultur verschoben. 
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Tabelle 3: Themenverschiebung bei Volksabstimmungen 1919 bis 2010 

Themenbereiche 1919-1944 1945-1979 1980-2010 

Wahlrecht, Wahlsystem 7 9 8 

Abgaben, Steuern 5 7 1 

Wirtschaft, Gewerbe 3 2 2 

Soziales 3 2 5 

Energie, Verkehr 1 1 1 

Kultur, Bildung 1  3 

Bauen, Bauten 1 3 7 

Freizeit, Jagd, Fischerei  5 1 

Natur, Umwelt  2 5 

Internationale Politik   2 

Politische Rechte, Kontrolle   6 

Bürgerrechte   7 

Total 21 31 48 

 

Stimmbeteiligung 

Die Stimmbeteiligung bei Volksabstimmungen war traditionell immer sehr hoch. 

Bis in die 1980er Jahre lag die Teilnahmerate bei 70 bis 90 Prozent mit leicht sin-

kender Tendenz. Seit den 1980er Jahren kann eine deutlich selektivere Stimmbetei-

ligung festgestellt werden. Vorlagen, die als besonders wichtig erachtet werden und 

die auch öffentlich stark debattiert werden, erzeugen mitunter eine starke Mobilisie-

rungswirkung. Abstimmungen wie die EWR-Abstimmung 1992 oder die Verfas-

sungsabstimmung 2003 bringen nach wie vor fast 90 Prozent der Stimmbürgerinnen 

und Stimmbürger an die Urne. Mit 36,5 Prozent Stimmbeteiligung rangiert eine Ab-

stimmung über die Senkung des Wahlalters auf 18 Jahre im Jahr 1992 am unteren 

Ende der Skala. 
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Abbildung 5: Stimmbeteiligung bei Volksabstimmungen 1921-2010 

 

 

Fazit 

Die direkte Demokratie ist in Liechtenstein sowohl normativ wie auch in der Praxis 

stark verankert. Es besteht eine breite Palette an Mitwirkungsmöglichkeiten des 

Volkes, die regelmäßig genutzt werden, wenngleich nicht in der gleichen Intensität 

wie in der Schweiz. Im Ranking des Initiative & Referendum Institute Europe 

nimmt daher Liechtenstein einen prominenten Platz im Umfeld weiterer ausgesuch-

ter Staaten mit reger direktdemokratischer Praxis ein. Der dualistischen Konstrukti-

on der liechtensteinischen Staatsordnung entsprechend ist jedoch darauf hinzuwei-

sen, dass der Fürst als zweiter Träger der obersten Staatsgewalt im Gesetzgebungs-

verfahren über ein Vetorecht verfügt, sodass die Reichweite der direkten Demokratie 

grundsätzlich begrenzt ist. Eine Blockade könnte allenfalls durch das ultimative Mit-

tel der Abschaffung der Monarchie auf legalem Weg durchbrochen werden. Von ei-

nigen wenigen, auch bedeutsamen Ausnahmen abgesehen, hält sich das Fürstenhaus 

bei direktdemokratischen Verfahren allerdings meist zurück. 

Im komplexen politischen System Liechtensteins kommt der direkten Demokratie 

indes eher eine flankierende als eine dominierende Rolle zu. Im Wesentlichen folgt 

das politische System dem parlamentarischen Muster einer Repräsentativdemokra-

tie, wobei ein im Proporzverfahren gewähltes Einkammerparlament eine Regierung 

vorschlägt, die vom Fürsten ernannt wird. Der Fürst selbst verkörpert auch darüber 

hinaus eine beträchtliche Machtfülle, sodass in politikwissenschaftlicher Terminolo-

gie eher von einem semi-präsidentiellen als von einem parlamentarischen System 

gesprochen werden muss. Der Fürst wäre hierbei mit einem mit großer Macht aus-
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gestatteten Staatspräsidenten vergleichbar, der die Exekutive mit einer gewählten 

Regierung teilt. Direktdemokratische Entscheidungen erfolgen nur im Ausnahme-

fall. Sie beschränken sich auf rund eine nationale Volksabstimmung pro Jahr, aufge-

teilt auf Behördenvorlagen, Volksinitiativen und Referenden. Diesen wenigen di-

rektdemokratischen Entscheiden stehen knapp 400 Rechtserlasse pro Jahr gegen-

über, einschließlich Gesetzen, Finanzbeschlüssen, Verordnungen, Staatsverträgen 

sowie im Landesgesetzblatt publizierte Kundmachungen. Die unmittelbare Wirkung 

der Volksrechte ist daher begrenzt, da die überwiegende Zahl an Entscheidungen 

ohne direkte Mitwirkung des Volkes erfolgt. Bedeutender ist die indirekte Wirkung, 

da die politischen Akteure die Existenz und Aktivierbarkeit der direktdemokrati-

schen Rechte in ihrer politischen Tätigkeit reflektieren müssen und damit auf Kom-

promiss und Konsens getrimmt werden. 
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